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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Müller (Remscheid), Löher, Dr. Blüm, Frau Dr. Wolf, 
Frau Stommel, Breidbach, Tillmann, Volmer und Genossen 

betr. illegale Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer 

Im KNA-Informationsdienst Nr. 48 vom 28. November 1974 
steht folgende Meldung: 

„Wie gefährliche Verbrecher ... 

Die illegale Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer soll ver- 
schärft bekämpft werden. Bei gewerbsmäßigen oder groben 
Verstößen sind Freiheitsstrafen von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren vorgesehen. Eine entsprechende Verschärfung der Straf- 
vorschriften im Arbeitsförderungsgesetz und im Arbeitnehmer- 
überlassungsgesetz hat das Bundeskabinett kürzlich beschlos- 
sen. 

Wie sich dies in der Praxis auswirken kann, zeigt folgender 
Fall: Nürnberg vor einigen Tagen. An einem Fabriktor kontrol- 
liert die Polizei frühmorgens um 5.30 Uhr ausländische Arbei- 
terinnen und Arbeiter. Drei Frauen - Maria Carmo S. Martins, 

Almerinda Erna S. Martins, Maria Rosa F. Fernandes - können 
keine Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis vorweisen. Zwei wei- 
tere Spanierinnen haben zwar eine Aufenthalts- aber keine 
Arbeitserlaubnis. Alle werden festgenommen. 

Während die zwei Spanierinnen nach einigen Stunden wieder 
freigelassen werden, müssen die drei anderen Ausländerinnen 
eine Woche im Gefängnis verbringen und werden anschließend 
ausgewiesen. Die Ehemänner von zwei verhafteten Frauen sind 
weniger als ein Jahr in der Bundesrepublik rechtmäßig be- 
schäftigt. 

Bei der Festnahme wurden die Ehemänner nicht benachrichtigt. 

Erst nach schwierigen Verhandlungen durften sie ihre Frauen 
einige Minuten besuchen. Für die Flugkosten müssen die Be- 
troffenen aufkommen; andernfalls hätten sie sechs statt eine 
Woche Haft bekommen. 

Nach Ansicht des Delegaten der Spanier-Seelsorge in Deutsch- 
land, Jose Sänches, stand dieses Vorgehen keineswegs in Ein- 
klang mit den Maßnahmen zur Bekämpfung der illegalen Be- 
schäftigung von Ausländern, die u. a. vorsehen, daß die „Ab- 
schiebungskosten'' von den jeweiligen Unternehmern zu tragen 
sind. Im übrigen gleiche das Vorgehen der Polizei in diesem 
Fall eher der Behandlung gefährlicher Verbrecher als einer 
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Maßnahme zur Vermeidung von illegaler Beschäftigung. Erst- 
mals habe man auch dem Ausländerseelsorger und zwei deut- 
schen Nonnen eine Besuchsgenehmigung verweigert." 


Wir fragen die Bundesregierung: 


1. Stimmt die vom KNA verbreitete Darstellung? 

2. Wenn ja, warum hat man die Frauen aus der Bundesrepublik 
abgeschoben, deren Männer rechtmäßig in der Bundesrepu- 
blik arbeiten? 

3. Warum hat man die Ehemänner von der Festnahme nicht 
benachrichtigt und warum war es so schwierig, einen Besuch 
der Ehemänner bei ihren verhafteten Frauen zuzulassen? 

4. Warum haben die betroffenen Frauen für die Flugkosten 
aufkommen müssen, wenn in dem der Bundesregierung vor- 
liegenden Gesetzentwurf zur Verschärfung des Arbeitneh- 
merüberlassungsgesetzes entsprechende Kosten und Strafen 
vom Arbeitgeber zu tragen sind? 

5. Warum hat man dem Ausländerseelsorger der spanischen 
Arbeitnehmer in Deutschland und zwei deutschen Nonnen 
die Besuchsgenehmigung bei den inhaftierten ausländischen 
Arbeiterinnen verweigert? 

6. Glaubt die Bundesregierung, daß hier das Prinzip von der 
Verhältnismäßigkeit der Mittel angewandt worden ist? 
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